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A) Problem 

Die Bestrebungen nach mehr direkter Demokratie haben nicht nur zu einer 
veränderten Einstellung der Öffentlichkeit gegenüber der Legislative, son-
dern auch gegenüber der Verwaltung geführt. Das Bedürfnis der Bürger nach 
unmittelbarer Mitsprache, Transparenz und Kontrolle der Verwaltung ist in 
den letzten Jahren stetig gestiegen. 

Bis heute haben die Bürger in Bayern aber kein allgemeines Recht auf vor-
aussetzungslosen Zugang zu amtlichen Informationen der bayerischen Be-
hörden. Lediglich die Beteiligten eines laufenden Verwaltungsverfahrens 
können einen Anspruch auf Akteneinsicht (Art. 29 BayVwVfG; § 25 SGB X) 
geltend machen. Selbst für die Beteiligten wird jedoch vom Gesetz ein recht-
liches Interesse an der Kenntniserlangung gefordert. Der Zugang zu amtli-
chen Informationen besteht somit bereits für Beteiligte nur eingeschränkt, für 
den unbeteiligten Bürger überhaupt nicht.  

Als probates Mittel zur Förderung der Transparenz und zur Erleichterung der 
effektiven Rechtsdurchsetzung wurden in den USA, in Kanada und in den 
meisten EU-Mitgliedstaaten sowie auf Landesebene gesetzliche Regelungen 
zur Informationsfreiheit geschaffen. In Kraft getreten sind Informationsfrei-
heitsgesetze bereits in den Bundesländern Brandenburg (zum 11. März 
1998), Berlin (zum 16. Oktober 1999), Schleswig-Holstein (zum 10. Februar 
2000), Nordrhein-Westfalen (zum 1. Januar 2002), Mecklenburg-Vorpom-
mern (zum 29. Juli 2006), Hamburg (zum 1. August 2006), Bremen (zum 1. 
August 2006), Saarland (zum 15. September 2006), Thüringen (zum 29. De-
zember 2007), Sachsen-Anhalt (zum 1. Oktober 2008) und Rheinland-Pfalz 
(zum 1. Januar 2009). Auch der Bundesgesetzgeber ist tätig geworden. Das 
Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen des Bundes (Informati-
onsfreiheitsgesetz - IFG) vom 5. September 2005 (BGBl. I S. 2722) ist am 1. 
Januar 2006 in Kraft getreten. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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B) Lösung 

Im Hinblick auf Transparenz und Kontrolle der Verwaltung darf der bayeri-
sche Gesetzgeber nicht untätig bleiben. In Bayern muss ebenfalls ein Infor-
mationsfreiheitsgesetz – BayIFG in Kraft treten. Dieses ermöglicht grund-
sätzlich den voraussetzungslosen Zugang zu amtlichen Informationen für 
jedermann. Der Bürger muss nicht Beteiligter eines Verwaltungsverfahrens 
sein und grundsätzlich kein rechtliches oder sonstiges Interesse für seinen 
Informationszugangsanspruch darlegen. Die ersuchte Behörde darf den An-
trag auf Informationszugang nur in den engen gesetzlichen Grenzen des Bay-
IFG ablehnen oder beschränken. Das BayIFG enthält jedoch auch klar umris-
sene Ausnahmetatbestände, die den Ausgleich zwischen den Interessen des 
Bürgers einerseits auf freien uneingeschränkten Zugang zu amtlichen Infor-
mationen und seinem auch weiterhin zu berücksichtigenden Bedürfnis nach 
Geheimnisschutz ermöglichen. Durch den ebenfalls gesetzlich verankerten 
Schutz des öffentlichen Interesses, werden die Belange der Allgemeinheit 
gegenüber den Individualinteressen durch das BayIFG ausgleichend und 
schonend gewährleistet. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

Es entstehen zusätzliche Personal- und Sachkosten für die öffentlichen Haus-
halte, die jedoch noch nicht beziffert werden können. Deren Höhe hängt vor 
allem von der Zahl der Antragsteller und dem organisatorischen Aufwand der 
Informationsaufbereitung und -veröffentlichung für die Behörde ab. Erfah-
rungen aus den Bundesländern, die bereits über Informationszugangsgesetze 
verfügen, zeigen jedoch eine nur geringe Zusatzbelastung. Inwieweit sich 
diese Erfahrungen auf Bayern übertragen lassen, lässt sich noch nicht ab-
schätzen. Ein Teil der zusätzlichen Personal- und Sachkosten wird durch die 
Erhebung von Gebühren nach Art. 11 abgedeckt werden können. 

Bei dem Landesbeauftragten für den Datenschutz entstehen zusätzliche Per-
sonalkosten, weil er zugleich die Aufgabe eines Landesbeauftragten für die 
Informationsfreiheit erhält. 

Für die Einrichtung von Informationsverzeichnissen können weitere Kosten 
entstehen. Diese sind noch zu ermitteln, aber voraussichtlich geringfügig. 
Zum einen lassen sich die Informationsverzeichnisse aus den bereits beste-
henden Geschäftsverteilungs- und Aktenplänen ableiten. 
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Art. 1 
Zweck des Gesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist es, den freien Zugang zu den bei 
den öffentlichen Stellen vorhandenen Informationen zu ge-
währleisten und die grundlegenden Voraussetzungen fest-
zulegen, unter denen derartige Informationen zugänglich 
gemacht werden sollen. 

 

Art. 2 
Grundsatz 

(1) 1Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes gegenüber den 
Behörden des Freistaates Bayern, der Gemeinden, der Ge-
meindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Frei-
staates Bayern unterstehenden juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts einen Anspruch auf Zugang zu amtli-
chen Informationen. 2Für sonstige Organe und Einrichtun-
gen des Freistaates Bayern, der Gemeinden, der Gemeinde-
verbände und der sonstigen der Aufsicht des Freistaates 
Bayern unterstehenden juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts gilt dieses Gesetz, soweit sie öffentlich-recht-
liche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. 3Einer Behörde 
im Sinne dieser Vorschrift steht eine natürliche oder juristi-
sche Person des Privatrechts gleich, soweit eine Behörde 
sich dieser Person zur Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen 
Aufgaben bedient. 

(2) 1Die Behörde kann Auskunft erteilen, Akteneinsicht ge-
währen oder Informationen in sonstiger Weise zur Verfü-
gung stellen. 2Begehrt der Antragsteller eine bestimmte Art 
des Informationszugangs, so darf dieser nur aus wichtigem 
Grund auf andere Art gewährt werden. 3Als wichtiger 
Grund gilt insbesondere ein deutlich höherer Verwaltungs-
aufwand. 

(3) Regelungen in anderen Rechtsvorschriften über den Zu-
gang zu amtlichen Informationen gehen mit Ausnahme des 
Art. 29 BayVwVfG und des § 25 des Zehnten Buches Sozi-
algesetzbuch vor. 

 

Art. 3 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. amtliche Information jede amtlichen Zwecken dienende 
Aufzeichnung, unabhängig von der Art ihrer Speiche-
rung; Entwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines 
Vorgangs werden sollen, gehören nicht dazu; 

2. Dritter jeder, über den personenbezogene Daten oder 
sonstige Informationen vorliegen. 

 

Art. 4 
Schutz besonderer öffentlicher Belange 

1Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen, soweit 
und solange 
1. das Bekanntwerden der Information die Landesvertei-

digung, die internationalen Beziehungen, die Bezie-
hungen zum Bund oder zu einem Land oder die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere die Tätig-
keit der Polizei, des Verfassungsschutzes, der Staatsan-
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waltschaften oder der Behörden des Straf- und Maßre-
gelvollzugs einschließlich ihrer Aufsichtsbehörden be-
einträchtigen würde oder 

2. durch die Bekanntgabe der Information die Durchfüh-
rung eines laufenden Gerichtsverfahrens, der Anspruch 
einer Person auf ein faires Verfahren, der Verfahrensab-
lauf eines anhängigen Verwaltungsverfahrens, eines 
Strafverfahrens, eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens, 
eines Disziplinarverfahrens oder der Erfolg einer bevor-
stehenden behördlichen Maßnahme erheblich beein-
trächtigt würde oder 

3. durch das Bekanntwerden der Information Angaben 
und Mitteilungen öffentlicher Stellen des Bundes oder 
anderer Länder ohne deren Zustimmung offenbart wür-
den. 

2Entsprechendes gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass die Information zu einer Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung missbräuchlich ver-
wendet werden soll. 

 

Art. 5 
Schutz des behördlichen Entscheidungsprozesses 

(1) 1Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen für 
Entwürfe zu Entscheidungen sowie Arbeiten und Beschlüs-
se zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung, soweit und solange 
durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informationen der 
Erfolg der Entscheidung oder bevorstehender behördlicher 
Maßnahmen vereitelt würde. 2Nicht der unmittelbaren Ent-
scheidungsvorbereitung nach Satz 1 dienen regelmäßig Er-
gebnisse der Beweiserhebung und Gutachten oder Stel-
lungnahmen Dritter. 

(2) Der Antragsteller soll über den Abschluss des jeweili-
gen Verfahrens informiert werden. 

 

Art. 6 
Schutz personenbezogener Daten 

(1) 1Zugang zu personenbezogenen Daten darf nur gewährt 
werden, soweit das Informationsinteresse des Antragstellers 
das schutzwürdige Interesse des Dritten am Ausschluss des 
Informationszugangs überwiegt oder der Dritte eingewilligt 
hat. 2Besondere Arten personenbezogener Daten im Sinne 
des Art. 15 Abs. 7 des Bayerischen Datenschutzgesetzes 
dürfen nur übermittelt werden, wenn der Dritte ausdrück-
lich eingewilligt hat. 

(2) Das Informationsinteresse des Antragstellers überwiegt 
nicht bei Informationen aus Unterlagen, soweit sie mit dem 
Dienst- oder dem Amtsverhältnis oder einem Mandat des 
Dritten in Zusammenhang stehen, insbesondere aus Perso-
nalakten, und bei Informationen, die einem Berufs- oder 
besonderen Amtsgeheimnis unterliegen. 

(3) Das Informationsinteresse des Antragstellers überwiegt 
das schutzwürdige Interesse des Dritten am Ausschluss des 
Informationszugangs in der Regel dann, wenn sich die An-
gabe auf Name, Titel, akademischen Grad, Berufs- und 
Funktionsbezeichnung, Büroanschrift und -telekommunika-

tionsnummer beschränkt und der Dritte als Gutachter, 
Sachverständiger oder in vergleichbarer Weise eine Stel-
lungnahme in einem Verfahren abgegeben hat. 

(4) Name, Titel, akademischer Grad, Berufs- und Funkti-
onsbezeichnung, Büroanschrift und -telekommunikations-
nummer von Bearbeitern sind vom Informationszugang 
nicht ausgeschlossen, soweit sie Ausdruck und Folge der 
amtlichen Tätigkeit sind und kein Ausnahmetatbestand 
erfüllt ist. 

 

Art. 7 
Schutz des geistigen Eigentums  

und von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen 
1Der Anspruch auf Informationszugang besteht nicht, so-
weit der Schutz geistigen Eigentums entgegensteht. 2Zu-
gang zu Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen darf nur ge-
währt werden, soweit der Betroffene eingewilligt hat. 

 

Art. 8 
Antrag und Verfahren 

(1) 1Über den Antrag auf Informationszugang entscheidet 
die Behörde, die zur Verfügung über die begehrten Infor-
mationen berechtigt ist. 2Im Falle des Art. 2 Abs. 1 Satz 3 
ist der Antrag an die Behörde zu richten, die sich der natür-
lichen oder juristischen Person des Privatrechts zur Erfül-
lung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben bedient. 3Betrifft 
der Antrag Daten Dritter im Sinne von Art. 6 Abs. 1 und 2 
oder Art. 7 muss er begründet werden. 4Bei gleichförmigen 
Anträgen von mehr als 50 Personen gelten die Art. 17 
bis 19 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes ent-
sprechend. 

(2) 1Besteht ein Anspruch auf Informationszugang zum 
Teil, ist dem Antrag in dem Umfang stattzugeben, in dem 
der Informationszugang ohne Preisgabe der geheimhal-
tungsbedürftigen Informationen oder ohne unverhältnismä-
ßigen Verwaltungsaufwand möglich ist. 2Entsprechendes 
gilt, wenn sich der Antragsteller in den Fällen, in denen 
Belange Dritter berührt sind, mit einer Unkenntlichma-
chung der diesbezüglichen Informationen einverstanden 
erklärt. 

(3) 1Auskünfte können mündlich, schriftlich oder elektro-
nisch erteilt werden. 2Die Behörde ist nicht verpflichtet, die 
inhaltliche Richtigkeit der Information zu prüfen.  

(4) 1Im Fall der Einsichtnahme in amtliche Informationen 
kann sich der Antragsteller Notizen machen oder Ablich-
tungen und Ausdrucke fertigen lassen. 2Art. 7 Satz 1 bleibt 
unberührt. 

(5) 1Die Information ist dem Antragsteller unter Berück-
sichtigung seiner Belange unverzüglich zugänglich zu ma-
chen. 2Der Informationszugang soll innerhalb eines Monats 
erfolgen. 3Art. 9 bleibt unberührt. 
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Art. 9 
Verfahren bei Beteiligung Dritter 

(1) Die Behörde gibt einem Dritten, dessen Belange durch 
den Antrag auf Informationszugang berührt sind, schriftlich 
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb eines Monats, 
sofern Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass er ein schutz-
würdiges Interesse am Ausschluss des Informationszugangs 
haben kann. 

(2) 1Die Entscheidung nach Art. 8 Abs. 1 Satz 1 ergeht 
schriftlich und ist auch dem Dritten bekannt zu geben. 2Der 
Informationszugang darf erst erfolgen, wenn die Entschei-
dung dem Dritten gegenüber bestandskräftig ist oder die 
sofortige Vollziehung angeordnet worden ist und seit der 
Bekanntgabe der Anordnung an den Dritten zwei Wochen 
verstrichen sind. 3Art. 10 Abs. 4 gilt entsprechend. 

 

Art. 10 
Ablehnung des Antrags; Rechtsweg 

(1) Die Bekanntgabe einer Entscheidung, mit der der An-
trag ganz oder teilweise abgelehnt wird, hat innerhalb der 
Frist nach Art. 8 Abs. 5 Satz 2 zu erfolgen. 

(2) Soweit die Behörde den Antrag ganz oder teilweise 
ablehnt, hat sie mitzuteilen, ob und wann der Informations-
zugang ganz oder teilweise zu einem späteren Zeitpunkt 
voraussichtlich möglich ist. 

(3) Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn der An-
tragsteller bereits über die begehrten Informationen verfügt 
oder sich diese in zumutbarer Weise aus allgemein zugäng-
lichen Quellen beschaffen kann. 

(4) 1Gegen die ablehnende Entscheidung sind Widerspruch 
und Verpflichtungsklage zulässig. 2Ein Widerspruchsver-
fahren nach den Vorschriften des 8. Abschnitts der Verwal-
tungsgerichtsordnung ist auch dann durchzuführen, wenn 
die Entscheidung von einer obersten Landesbehörde getrof-
fen wurde. 

 

Art. 11 
Kosten 

(1) 1Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz werden Kos-
ten erhoben. 2Dies gilt nicht für die Erteilung einfacher 
Auskünfte, insbesondere für die Ablehnung eines Antrags 
auf Informationszugang. 

(2) Die Kosten sind auch unter Berücksichtigung des Ver-
waltungsaufwandes so zu bemessen, dass der Informations-
zugang nach Art. 2 wirksam in Anspruch genommen wer-
den kann. 

(3) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird ermächtigt, 
die Gebührentatbestände und die Gebühren in der Anlage 1 
zu § 1 der Verordnung über den Erlass des Kostenverzeich-
nisses zum Kostengesetz unter Berücksichtigung der in 
Abs. 1 und 2 festgelegten Grundsätze zu bestimmen. 2Die 
Vorschriften des Kostengesetzes bleiben im Übrigen unbe-
rührt. 

Art. 12 
Veröffentlichungspflichten 

(1) Die Behörden sollen Verzeichnisse führen, aus denen 
sich die vorhandenen Informationssammlungen und -zwecke 
erkennen lassen. 

(2) Organisations- und Aktenpläne ohne Angabe personen-
bezogener Daten sind nach Maßgabe dieses Gesetzes all-
gemein zugänglich zu machen. 

(3) Die Behörden sollen die in den Abs. 1 und 2 genannten 
Pläne und Verzeichnisse sowie weitere geeignete Informa-
tionen in elektronischer Form allgemein zugänglich ma-
chen. 

 

Art. 13 
Landesbeauftragter für die Informationsfreiheit 

(1) Jeder kann den Landesbeauftragten für die Informati-
onsfreiheit anrufen, wenn er sein Recht auf Informations-
zugang nach diesem Gesetz als verletzt ansieht. 

(2) Die Aufgabe des Landesbeauftragten für die Informati-
onsfreiheit wird von dem Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz wahrgenommen. 

(3) 1Die Regelungen des Bayerischen Datenschutzgesetzes 
über die Aufgaben und die Befugnisse des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz finden entsprechende Anwen-
dung. 2Die Vorschriften über den gerichtlichen Rechts-
schutz bleiben unberührt. 

 

Art. 14 
Bericht und Evaluierung 

1Die Staatsregierung unterrichtet den Landtag zwei Jahre 
vor Außerkrafttreten über die Anwendung dieses Gesetzes. 
2Der Landtag wird auf der Grundlage dieses Berichts das 
Gesetz ein Jahr vor Außerkrafttreten auf wissenschaftlicher 
Grundlage evaluieren. 

 

Art. 15 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am …………...……......….. in Kraft. 

(2) Es tritt am ersten Tag des sechsten auf das Inkrafttreten 
folgenden Jahres außer Kraft. 

 

§ 2 

Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes 

 

Im Bayerischen Datenschutzgesetz vom 23. Juli 1993 
(GVBl S. 498, BayRS 204-1-I), zuletzt geändert am 
10. Juni 2008 (GVBl S. 315), werden in der Inhaltsüber-
sicht in Art. 9, in der Überschrift des Art. 9 im Zweiten 
Abschnitt, in den Art. 9, 10 Abs. 6 Satz 3, Abs. 7 Sätze 1 



Seite 6 Bayerischer Landtag 16. Wahlperiode Drucksache 16/589 

und 2, 25 Abs. 3 Satz 3, 26 Abs. 3 Satz 3, 29 Abs. 1 Sätze 1 
und 3, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Sätze 1 bis 4, 30 Abs. 1, Abs. 2 
Sätze 1 und 3, Abs. 3, Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 Satz 1, Abs. 6, 
31 Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, 32 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, Abs. 4 und 33 Abs. 3 Satz 1, 
Abs. 4 Satz 1, Abs. 7 die Worte „für den Datenschutz“ 
jeweils durch die Worte „für den Datenschutz und die In-
formationsfreiheit“ ersetzt. 

 

§ 3 

Änderung des Bayerischen Archivgesetzes 

 

In Art. 10 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen Archivgesetzes 
vom 22. Dezember 1989 (GVBl S. 710, BayRS 2241-1-
WFK), zuletzt geändert am 16. Dezember 1999 (GVBl 
S. 521), werden nach den Worten „zur Veröffentlichung 
bestimmter Unterlagen“ die Worte „oder wenn das Archiv-
gut vor der Übernahme bereits einem Informationszugang 
nach dem Informationsfreiheitsgesetz offen gestanden hat,“ 
eingefügt. 

 

§ 4 

Änderung des Gesetzes  
zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 

 

Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung (AGVwGO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1992 (GVBl 
S. 162, BayRS 34-1-I), zuletzt geändert durch § 2 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 958), wird wie 
folgt geändert: 

1. In der Nr. 6 wird nach dem Wort „Prüfungsentschei-
dungen“ ein Koma gesetzt. 

2. Es wird folgende neue Nr. 7 angefügt: 

„7. im Fall des Art. 10 Abs. 4 des Gesetzes zur Rege-
lung des Zugangs zu Informationen des Freistaates 
Bayern (Bayerisches Informationsfreiheitsgesetz – 
BayIFG) vom ... (GVBl S. ..., BayRS …).“ 

 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt ………......…...........………….. in Kraft. 

 

 

 

 

Begründung: 

A.  Allgemeines 

1. Jeder soll gegenüber den Behörden und öffentlichen Einrich-
tungen im Freistaat einen Anspruch auf Zugang zu Informati-
onen haben, ohne hierfür ein rechtliches oder berechtigtes In-
teresse geltend machen zu müssen. Erst durch den Zugang zu 
amtlichen Informationen, auch ohne selbst Beteiligter eines 
Verwaltungsverfahrens sein zu müssen, hat der Bürger näm-
lich die Möglichkeit Sachkenntnisse zu erlangen, die eine ak-
tive und auch kritische Teilnahme an behördlichen Entschei-
dungsprozessen fördern. Das Informationsfreiheitsgesetz 
dient damit vor allem der demokratischen Meinungs- und 
Willensbildung. In unserer heutigen Informationsgesellschaft 
ist der Wert von Informationen nicht hoch genug einzuschät-
zen. Erst durch den Erhalt von Information ist der Bürger in 
der Lage, sich ein umfassendes eigenes Bild über ihn interes-
sierende Vorgänge in der Verwaltung zu machen und aktiv 
auf politische Entscheidungsprozesse einzuwirken. Das In-
formationsfreiheitsgesetz ist daher notwendig, um die demo-
kratischen Beteiligungsrechte der Bürgerinnen und Bürger 
durch eine Verbesserung der Informationszugangsrechte zu 
stärken. In der modernen Informationsgesellschaft werden In-
formations-, Kommunikations- und Partizipationsanliegen der 
Bevölkerung immer wichtiger und verwaltungstechnisch im-
mer leichter erfüllbar. Gleichzeitig hat sich das Verwaltungs-
verständnis gewandelt. Auch wenn das Verhältnis des Staates 
gegenüber dem Bürger im Bereich der Verwaltung grundsätz-
lich hoheitlichen Charakter besitzt, so hat doch auf beiden 
Seiten der Wunsch nach Kooperation und konsensorientierten 
Lösungen größeren Raum eingenommen. Die neuen Informa-
tionszugangsrechte verbessern aber auch die Kontrolle staat-
lichen Handelns und sind insofern auch ein Mittel zur Kor-
ruptionsbekämpfung. Das BayIFG stärkt zunächst die Betei-
ligungsrechte der Bürger. Es wird aber auch die Akzeptanz 
staatlichen Handelns fördern und zum Abbau von Misstrauen 
und Vorurteilen gegenüber der Verwaltung führen. 

2. Auf Bundesebene ist das Gesetz zur Regelung des Zugangs 
zu Informationen (Informationsfreiheitsgesetz – IFG) am 
1. Januar 2006 in Kraft getreten. In den Bundesländern sind 
Informationsfreiheitsgesetze in Brandenburg zum 11. März 
1998, in Berlin zum 16. Oktober 1999, in Schleswig-Holstein 
zum 10. Februar 2000, in Nordrhein-Westfalen zum 1. Januar 
2002, in Mecklenburg-Vorpommern zum 29. Juli 2006, in 
Hamburg zum 1. August 2006, in Bremen zum 1. August 
2006, im Saarland zum 15. September 2006, in Thüringen 
zum 29. Dezember 2007, in Sachsen-Anhalt zum 1. Oktober 
2008 und in Rheinland-Pfalz zum 1. Januar 2009 in Kraft ge-
treten. 

Auf europäischer Ebene enthält Artikel 255 EG-Vertrag ein 
allgemeines Zugangsrecht zu den Dokumenten des Europäi-
schen Parlaments, des Rates und der Kommission, das kon-
kretisiert wird durch die Transparenz-Verordnung (EG) 
Nr.1049/2001 vom 30. Mai 2001 (ABl. EG Nr. L 145 S. 43). 
Auch in Artikel 42 der Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union (ABl. EG Nr. C S. 364) sowie in Artikel I-50 
des Europäischen Verfassungsvertrages ist dieses Recht ver-
bürgt. Der Zugang zur Information ist nicht nur demokra-
tisch- rechtsstaatlich, sondern auch wirtschaftlich von europä-
ischer Bedeutung. Teil der Lissabon-Strategie ist die europäi-
sche Wettbewerbsfähigkeit bei der kommerziellen Verwen-
dung von Information. Am 17. November 2003 wurde die 
Richtlinie 2003/98/EG über die Weiterverwendung von In-
formationen des öffentlichen Sektors erlassen (ABl. EG Nr. 
L 345 S. 90). Im Europarat hat das Ministerkomitee am 

http://de.wikipedia.org/wiki/Brandenburg
http://de.wikipedia.org/wiki/Berlin
http://de.wikipedia.org/wiki/Schleswig-Holstein
http://de.wikipedia.org/wiki/Nordrhein-Westfalen
http://de.wikipedia.org/wiki/Mecklenburg-Vorpommern
http://de.wikipedia.org/wiki/Hamburg
http://de.wikipedia.org/wiki/Bremen
http://de.wikipedia.org/wiki/Saarland
http://de.wikipedia.org/wiki/Th%C3%BCringen
http://de.wikipedia.org/wiki/Sachsen-Anhalt
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21. Februar 2002 eine Empfehlung zum Zugang zu amtlicher 
Information verabschiedet (Rec. (2002) 2). International 
spielt der Zugang zu Information vor allem im Umweltbe-
reich eine wichtige Rolle. 

Der Freistaat kann im Interesse seiner Bürger, seiner Verwal-
tung und auch der Wirtschaft nicht hinter diesen nationalen 
und europäischen gesetzlichen Standards zurückbleiben. 

Das Informationsfreiheitsgesetz ermöglicht einen Informati-
onszugang ohne Voraussetzungen. Zudem werden die demo-
kratischen Beteiligungsrechte durch eine Umkehrung des Re-
gel-/Ausnahme-Verhältnisses gestärkt: Die Behörde muss das 
Vorliegen von Ausnahmen zum Zugang darlegen. 

3. Ein unzumutbarer Verwaltungsaufwand bei den betroffenen 
Behörden ist nicht zu erwarten. Dies belegen nicht nur der 
Umgang mit dem Umweltinformationsgesetz, sondern ebenso 
die Erfahrungen der Staaten, die bereits über Informationszu-
gangsrechte verfügen (siehe Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der SPD-Fraktion vom 9. Oktober 
1991, Bundestagsdrucksache 12/1273) sowie der Länder. 
Zwar mag mit zunehmender Kenntnis des Informationsfrei-
heitsgesetzes die Zahl der Anträge wachsen. Andererseits 
werden die Bürger verstärkt auf Internet-Angebote zurück-
greifen, die individuelle Anfragen verringern. 

4. Das Bayerische Informationsfreiheitsgesetz (BayIFG) regelt 
ausschließlich den Zugang zu amtlichen Informationen ge-
genüber Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen des 
Freistaates, den Gemeinden, Gemeindeverbänden und den 
sonstigen der Aufsicht des Freistaates unterstehenden juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts. Andere Ansprüche 
auf Zugang zu Informationen wie das Recht auf Auskunft der 
Presse nach Art. 4 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Pressege-
setzes (BayPrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. April 2000 (GVBl S. 340, BayRS 2250-1-I), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 10. April 2007 (GVBl S. 281), der 
Anspruch auf freien Zugang zu Umweltinformationen nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 des Umweltinformationsgesetzes (UIG) 
vom 22. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3704) oder nach Art. 3 
Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Umweltinformationsgesetzes 
(BayUIG) vom 8. Dezember 2006 (GVBl S. 933, BayRS 
2129-1-4-UG) oder der Anspruch auf Informationen nach § 1 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verbesserung der gesund-
heitsbezogenen Verbraucherinformation (Verbraucherinfor-
mationsgesetz – VIG) vom 5. November 2007 (BGBl. I 
S. 2558) bleiben neben dem BayIFG unberührt. 

5. In Abhängigkeit vom Ausmaß der Inanspruchnahme des 
Gesetzes werden zusätzliche Personal- und Sachkosten für 
den Freistaat entstehen. Diese lassen sich zurzeit nicht quanti-
fizieren. Die Erfahrungen mit den Informationszugangsgeset-
zen in Brandenburg, Berlin, Schleswig-Holstein und Nord-
rhein-Westfalen haben gezeigt, dass Anträge auf Informati-
onszugang bisher nur vereinzelt gestellt werden und die Ver-
waltung keinen übermäßigen Belastungen ausgesetzt ist. In-
wieweit diese Erfahrungen übertragbar sind, bleibt zu beo-
bachten. Ein Teil der zusätzlichen Personal- und Sachkosten 
wird überdies durch die Erhebung von Gebühren nach Art. 11 
BayIFG abgedeckt werden können. 

B.  Im Einzelnen 

Zu § 1: Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen 
des Freistaates Bayern (Bayerisches Informationsfrei-
heitsgesetz – BayIFG) 

 

Zu Art. 1 (Zweck des Gesetzes) 

Das Gesetz soll den Bürgern einen weitreichenden Anspruch auf 
freien Zugang zu behördlichen Informationen verschaffen, um die 
Verwaltung transparenter zu machen und dem Bürger zusätzliche 
Kontrollmöglichkeiten zu bieten. Dadurch wird gleichzeitig das 
Interesse der Bürger an der aktiven verantwortlichen Beteiligung 
am Gemeinwesen gesteigert. 

 

Zu Art. 2 (Grundsatz) 

Art. 2 Abs. 1 enthält die Anspruchsgrundlage für den Zugang zu 
amtlichen Informationen und nennt alle Stellen, gegen die sich der 
Informationszugangsanspruch richten kann. Da die Art der Aus-
kunftserteilung Einfluss auf die Verwertbarkeit der Information 
haben kann, gibt Art. 2 Abs. 2 dem Bürger auch diesbezüglich ein 
Antragsrecht. 

 

Zu Art. 3 (Begriffsbestimmungen) 

Nr. 1 definiert den Begriff amtliche Information ohne Einlassung 
auf technische Speichermedien, um die Durchsetzbarkeit des An-
spruchs nicht inhaltlichen und technischen Eingrenzungen zu 
unterwerfen. Private Informationen oder solche, die nicht mit 
amtlicher Tätigkeit zusammenhängen, werden nicht erfasst. Auch 
Entwürfe und Notizen, etwa handschriftliche Aufzeichnungen 
oder Gliederungen, sind – auch nach Abschluss des Verfahrens – 
ausgenommen (vgl. § 299 Abs. 4 ZPO, § 100 Abs. 3 VwGO, § 46 
Abs. 2 Satz 2 BDSG sowie Art. 4 Abs. 4 Satz 2 BayDSG).  

Dritter i. S. d. Nr. 2 ist jeder, dessen in Art. 6, 7 und 9 genannten 
Rechte durch den Informationszugang berührt werden können. Es 
werden insoweit die Datenschutzrechte, das geistige Eigentum und 
die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse erfasst. 

 

Zu Art. 4 (Schutz besonderer öffentlicher Belange) 

Art. 4 enthält im öffentlichen Interesse liegende Ausnahmetatbe-
stände, bei deren Vorliegen der Antrag auf Informationszugang 
abgelehnt werden kann. Der Schutz besteht, wenn das Bekannt-
werden der Information nachteilige Auswirkungen auf das jewei-
lige Schutzgut haben kann. 

 

Zu Art. 5 (Schutz des behördlichen Entscheidungsprozesses) 

Art. 5 schützt interne Verwaltungsabläufe, soweit dies für die ord-
nungsgemäße Erfüllung der Verwaltungsaufgaben erforderlich ist. 
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Zu Art. 6 (Schutz personenbezogener Daten) 

Um die Rechte Dritter auf informationelle Selbstbestimmung zu 
schützen, ohne das Recht auf Informationszugang völlig auszu-
schließen, schreibt Art. 6 Abs. 1 für den Fall der fehlenden Einwil-
ligung desjenigen, über den personenbezogene Daten vorliegen, 
die Abwägung der widerstreitenden Interessen durch die Behörde 
vor. Absätze 2 und 3 enthalten Regeltatbestände für den Abwä-
gungsvorgang. 
 
Zu Art. 7 (Schutz des geistigen Eigentums und von Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnissen) 

Art. 7 Satz 1 schützt das geistige Eigentum, also insbesondere 
Urheber-, Marken-, Patent-, Gebrauchs- und Geschmacksmuster-
rechte vor einer Verletzung durch den Informationszugang. 

Art. 7 Satz 2 wahrt das Interesse der Unternehmer am Schutz ihrer 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. Es obliegt der Behörde, zu 
prüfen, ob ein berechtigtes und schutzwürdiges Interesse an der 
Geheimhaltung anzuerkennen ist. 
 
Zu Art. 8 (Antrag und Verfahren) 

Abs. 1 Satz 1 regelt die Zuständigkeit der Behörde. Erforderlich 
ist die Verfügungsbefugnis der Behörde über die Information. Die 
fälschlich angegangene Behörde muss nach Art. 25 BayVwVfG 
den Antragsteller hierauf hinweisen. Welche Stelle in der Behörde 
über den Antrag entscheidet, richtet sich nach den jeweiligen 
innerbehördlichen Organisationsstrukturen. 

Wegen der Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens (Art. 10 
BayVwVfG, § 9 SGB X) kann der Antrag schriftlich, mündlich – 
auch telefonisch – oder durch schlüssiges Handeln gestellt wer-
den. Die elektronische Form steht der schriftlichen Form grund-
sätzlich gleich (Art. 3a BayVwVfG). Im Einzelfall darf die öffent-
liche Stelle jedoch einen schriftlichen Antrag oder eine Konkreti-
sierung des Antrags verlangen. Abs. 1 Satz 2 stellt klar, dass das 
Informationsfreiheitsgesetz keine Ansprüche gegen Private ge-
währt. Auch wenn sich eine Behörde zur Erfüllung ihrer öffent-
lich-rechtlichen Aufgaben Privater bedient, bleibt sie selbst An-
spruchsgegnerin für den Anspruch auf Informationszugang. 

Werden gleichförmige Anträge von mehr als 50 Personen gestellt, 
gelten die Verfahrenserleichterungen der Art. 17 ff. BayVwVfG 
entsprechend. Der Verweis ist erforderlich, weil Art. 17 ff. Bay-
VwVfG unmittelbar nur für ein Verwaltungsverfahren gelten, 
während Satz 4 eine Vielzahl von Verfahren betrifft. 

Einen ablehnenden Bescheid muss die Behörde nach Art. 39 
BayVwVfG begründen. 

Da häufig nur Teile der Information geschützt sind, bestimmt 
Abs. 2, dass durch Abtrennung oder Unkenntlichmachung der 
geschützten Informationen der Informationszugang gewährleistet 
werden soll. 

Abs. 3 bestimmt, dass die Behörde die Auskünfte mündlich oder 
schriftlich erteilen kann. Einfache Auskünfte können demnach un-
mittelbar telefonisch oder per E-Mail erteilt werden, wobei die 
elektronische Kommunikation in Art. 3a BayVwVfG geregelt ist. 
Eine Ausnahme vom Grundsatz der Formfreiheit besteht nach 
Art. 9 Abs. 2 bei der Beteiligung Dritter. 

Abs. 4 ermöglicht es dem Antragsteller bei Einsichtnahme in 
Informationen, Aufzeichnungen als Gedächtnishilfe zu fertigen 
und mitzunehmen. Ablichtungen und Ausdrucke kann er sich – 
vorbehaltlich urheberrechtlicher Vorschriften – fertigen. Daraus 
folgt ein Anspruch auf Ausdruck gespeicherter oder verfilmter 
Texte. 

Nach Abs. 5 ist die Behörde gehalten, das Verfahren zügig durch-
zuführen (Art. 10 Satz 2 BayVwVfG). Satz 2 stellt klar, dass die 
Regelfrist für die Zugänglichmachung der Information auf einen 
Monat festgelegt wird. 

 

Zu Art. 9 (Verfahren bei Beteiligung Dritter) 

Art. 9 ist eine Verfahrensvorschrift. Wer Dritter ist richtet sich 
nach Art. 3 Nr. 2. Art. 9 gilt danach für Personen, deren personen-
bezogene Daten, geistiges Eigentum, Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnisse betroffen sind. Die Beteiligung erfolgt von Amts we-
gen. Erklärt sich der Antragsteller von vornherein oder auf Nach-
frage durch die Behörde einverstanden, die Daten des betroffenen 
Dritten unkenntlich zu machen, entfällt das Erfordernis der Betei-
ligung. Ebenso ist die Beteiligung unnötig, wenn sich der Dritte 
erkennbar nicht rechtzeitig äußern kann oder dessen erkennbare 
mutmaßliche Einwilligung vorliegt. Im Übrigen ist der Dritte auch 
dann zu beteiligen, wenn die Behörde im Einzelfall der Ansicht 
ist, dass sein Geheimhaltungsinteresse das Informationsinteresse 
des Antragstellers nicht überwiegt, da es durchaus möglich ist, 
dass die Behörde die Interessenlage des Dritten nicht umfassend 
kennt oder der Dritte selbst mit der Offenbarung der ihn betreffen-
den Information einverstanden ist. 

Abweichend vom Grundsatz der Formfreiheit erlässt die Behörde 
einen schriftlichen Bescheid, wenn ein Dritter beteiligt ist, der 
neben dem Antragsteller zu bescheiden ist. Dies wird in Abs. 2 
klargestellt. Damit soll zur erleichterten gerichtlichen Nachprüf-
barkeit eine einheitliche Begründung sichergestellt werden. 

 

Zu Art. 10 (Ablehnung des Antrags; Rechtsweg) 

Nach Abs. 1 gilt für die gänzliche oder teilweise Ablehnung des 
Antrags eine Frist von einem Monat für die negative Bescheidung. 

Die Regelung des Abs. 2 dient der Verfahrensvereinfachung. Eine 
Befristung der Verweigerung ist vor diesem Hintergrund nicht 
erforderlich; unnötiger Verwaltungsaufwand wird vermieden. 

Die Vorschrift des Abs. 3 soll die Behörde entlasten. Bereits nach 
allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen des Rechtsmiss-
brauchs werden querulatorische Anträge weder entgegengenom-
men noch bearbeitet. 

Das nach Abs. 4 Satz 2 abweichend von § 68 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
VwGO vorgesehene Vorverfahren soll die Selbstkontrolle der 
Verwaltung stärken und die Verwaltungsgerichte entlasten. Auch 
betroffene Dritte müssen zunächst Widerspruch einlegen. 

 

Zu Art. 11 (Kosten) 

Gebühren und Auslagen werden nach dem Verwaltungsaufwand, 
jedoch nicht notwendig kostendeckend erhoben. Näheres wird 
durch Rechtsverordnung geregelt. Die Gebühren dürfen nicht 
abschreckend wirken. Bei Ablehnung des Antrags dürfen keine 
Gebühren erhoben werden. Einfache Auskünfte sind kostenfrei; 
hierunter können insbesondere mündliche Auskünfte ohne Re-
chercheaufwand fallen.  

 

Zu Art. 12 (Veröffentlichungspflichten) 

Abs. 1 enthält einen Anspruch auf aktive Informationspolitik. Dies 
ermöglicht dem Bürger einen Überblick, welche Information es 
bei welchen Behörden gibt. 
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Durch Organisationspläne werden Aufbau, Zusammenarbeit, 
Weisungsbefugnisse, Zuständigkeiten und Aufgabenwahrneh-
mung innerhalb der Behörde erkennbar. Aktenpläne geben eine 
konkretisierte Übersicht über den Aufgabenbereich. Auch hin-
sichtlich dieser nach Abs. 2 allgemein, d. h. nicht nur auf Antrag 
zugänglich zu machenden Pläne, gelten allerdings die Ausnahme-
tatbestände des Gesetzes.  

Abs. 3 ist eine Internetklausel: Die Behörden sollen das Internet 
nutzen, um Informationen ebenso wie vorhandene Pläne und 
Verzeichnisse allgemein zugänglich zu machen. 

 

Zu Art. 13 (Landesbeauftragter für die Informationsfreiheit) 

Die Möglichkeit, den Landesbeauftragten für die Informationsfrei-
heit anzurufen, entspricht dem Anrufungsrecht des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz nach Art. 9 BayDSG. Das Anrufungs-
recht nach Abs. 1 trägt zur außergerichtlichen Streitschlichtung 
bei, ist aber keine Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Klage 
nach Art. 10 Abs. 4. Vielmehr kann jedermann, sei es der An-
tragsteller, sei es der Dritte, den Landesbeauftragten für die In-
formationsfreiheit anrufen, anstelle oder zusätzlich zu einer ge-
richtlichen Klage. 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist gleichzeitig auch 
der Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit (Abs. 2). Erfah-
rungen im Ausland und in den Ländern, die bereits über Informa-
tionsfreiheitsgesetze verfügen, zeigen, dass ein Beauftragter bür-
gernah Informationsfreiheit und Datenschutz in Ausgleich bringen 
kann. 

Abs. 3 stellt klar, dass bestimmte Aufgaben des Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz sich auch auf seine Funktion als Landes-
beauftragter für die Informationsfreiheit erstrecken, beispielsweise 
die Erstellung eines Tätigkeitsberichts. 

 

Zu Art. 14 (Bericht und Evaluierung) 

Der Freistaat Bayern erlässt erstmals ein Gesetz zum allgemeinen 
Zugang zu amtlichen Informationen der Behörden im Freistaat 
Bayern. Vor einer Entscheidung darüber, ob und inwieweit sich 
dieses Gesetz in seiner Anwendung bewährt hat, sind die prakti-
schen Erfahrungen auszuwerten.  

 

Zu Art. 15 (Inkrafttreten, Außerkraftreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten und die zunächst sechsjäh-
rige Geltungsdauer des Gesetzes. Die Befristung hängt mit der 
Bewertung nach Art. 14 zusammen. 

 

Zu § 2: Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes 

Die Wahrnehmung der Aufgaben des Landesbeauftragten für die 
Informationsfreiheit durch den Landesbeauftragten für den Daten-
schutz nach Art. 13 Abs. 2 BayIFG macht eine Namenserweite-
rung des Landesbeauftragten für den Datenschutz erforderlich, um 
seine Doppelfunktion zu unterstreichen. Infolge der Namenserwei-
terung sind daher die Benennvorschriften des Landesbeauftragten 
im BayDSG anzupassen. 

 

Zu § 3: Änderung des Bayerischen Archivgesetzes 

Das BayIFG erfordert eine Änderung des BayArchivG im Hin-
blick auf die Ausschlussfrist der Benützung von Archivgut (Schaf-
fung eines weiteren Ausnahmetatbestands), da ansonsten Archiv-
gut, das vor seiner Archivübernahme einem Informationszugang 
nach dem BayIFG offen gestanden hat, nach dem BayArchivG 
dreißig Jahre von der Benützung ausgeschlossen ist. 

 

Zu § 4: Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwal-
tungsgerichtsordnung 

Die Ergänzung in Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 AGVwGO ist 
im Hinblick auf die Gewährleistung der Durchführung des Wider-
spruchsverfahrens nach Art. 10 Abs. 4 BayIFG, § 68 VwGO 
gegen die Ablehnung des Informationszugangs durch die Behörde 
erforderlich.     

 
 


